
Öffentliche Bekanntmachung 

 

1. Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes 89 der Stadt 
Wertheim im Parallelverfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker 
Bronnbach“ in Wertheim-Reicholzheim 
 
2. Aufstellung des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) 
„Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“ in Wertheim-Reicholzheim 
 
3. Erlass örtlicher Bauvorschriften für den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker 
Bronnbach“ in Wertheim-Reicholzheim 
 
- Erneute förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB 

 

 

Der Gemeinderat der Stadt Wertheim hat in seiner öffentlichen Sitzung am 18. November 
2024 beschlossen, den Flächennutzungsplan 89 der Stadt Wertheim für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“ in 
Wertheim-Reicholzheim zu ändern (Änderungsbeschluss). Hierdurch wird der Beschluss zur 
Änderung des Flächennutzungsplans 89 vom 27.03.2023 (aufgrund veränderten 
Geltungsbereichs) geändert. 
 
Des Weiteren hat der Gemeinderat beschlossen, für diesen Bereich den Bebauungsplan 
aufzustellen (Aufstellungsbeschluss) und örtliche Bauvorschriften für den Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“ in 
Wertheim-Reicholzheim zu erlassen. Hierdurch wird der Beschluss zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes und zum Erlass örtlicher Bauvorschriften vom 27.03.2023 (aufgrund 
veränderten Geltungsbereichs) geändert. 
 
Der Gemeinderat der Stadt Wertheim hat in seiner öffentlichen Sitzung am 18. November 
2024 zudem beschlossen, nach § 3 Abs. 2 BauGB den Verfahrensschritt der förmlichen 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Der Gemeinderat hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26.05.2025 beschlossen, den 
Behandlungs- und Beschlussvorschlägen in der Abwägungstabelle (Stand: 29.04.2025) zu 
folgen. Außerdem wurde die Verwaltung beauftragt, alle Unterlagen  
 

− zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplanes 89 der Stadt Wertheim im 
Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik 
Klettenacker Bronnbach" in Wertheim-Reicholzheim,  

− zur Aufstellung des Bebauungsplanes Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker 
Bronnbach" in Wertheim-Reicholzheim sowie  



− zum Erlass der örtlichen Bauvorschriften für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Sondergebiet (SO) „Photovoltaik Klettenacker Bronnbach“ in Wertheim-Reicholzheim 
 

zu überarbeiten und die förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. 
m. § 4a Abs. 3 BauGB bzw. jeweils i. V. m. § 74 Abs. 7 Landesbauordnung (LBO), erneut 
durchzuführen. Dabei ist in Bezug auf die Änderung oder Ergänzung und ihre möglichen 
Auswirkungen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; hierauf ist in der erneuten 
Bekanntmachung nach § 3 Absatz 2 Satz 4 BauGB hinzuweisen. Die Dauer der 
Veröffentlichungsfrist im Internet und  
der Frist zur Stellungnahme soll angemessen verkürzt werden. 
 
Die erneute förmliche Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung ist vor allem deshalb 
erforderlich, weil die Prüfung von Standortalternativen im Umweltbericht bisher zu kurz 
ausgeführt wurde. Weiterhin wurde im Umweltbericht bisher nicht deutlich genug, dass 
dieser sich nicht nur auf den Bebauungsplan, sondern auch auf den Flächennutzungsplan 
bezieht.  Im Umweltbericht wurde auch die zukünftige Darstellung im Flächennutzungsplan 
nicht genannt (nur die bisherige Darstellung). Alle erforderlichen Änderungen bzw. 
Ergänzungen des Umweltberichtes sind in diesem mit blauer Farbe gekennzeichnet. In Bezug 
auf diese Änderungen bzw. Ergänzungen und ihre möglichen Auswirkungen wird 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 
 
Die Änderung des Flächennutzungsplanes, der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvor-
schriften haben denselben Geltungsbereich. Dieser ist im nachfolgenden Abgrenzungsplan 
dargestellt. 

 



Die erneute förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit findet statt, indem  
 
• der Entwurf zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim 

vom 17.10.2024 – zeichnerischer Teil 
• der Entwurf zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim 

vom 17.10.2024 – Begründung 
• der Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – zeichnerischer Teil 
• der Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – Textliche Festsetzungen und 

Hinweise 
• der Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – Begründung – Teil 1 
• der Entwurf zum Bebauungsplan und zur Änderung des wirksamen 

Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim vom 14.05.2025 – Teil 2 der Begründung, 
Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 und den §§ 2a und 4c BauGB 

• der Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – Fachbeitrag Artenschutz 
• der Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – Grünordnerischer Beitrag mit 

Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 
• der grünordnerische Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung, Bestandsplan vom 

Oktober 2024 
• Stellungnahmen der frühzeitigen und förmlichen Bürger- und Behördenbeteiligung 

gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BauGB und § 4 Abs. 1 und 2 BauGB und deren Behandlungen / 
eine Übersicht über die umweltbezogenen Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen 
und förmlichen Bürger- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und 2 BauGB und § 4 
Abs. 1 und 2 BauGB (Abwägungstabellen vom 17.10.2024 und 29.04.2025) 

• Präsentation vom 15.05.2025 zur Sitzung des Ausschusses für Bauwesen und Umwelt 
am 19.05.2025/ des Gemeinderats am 26.05.2025 

 

in der Zeit von 
 

Montag, 16. Juni 2025 bis einschließlich Freitag, 27. Juni 2025 
 
im Internet veröffentlicht werden. 
 

Die Unterlagen für die erneute Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung enthalten bereits 
die Bezeichnung „Planfassung“, da sich die Erforderlichkeit der erneuten Auslegung sehr 
kurzfristig ergeben hat. Anhand der Vorlagen-Nummer auf den Unterlagen sind diese jedoch 
eindeutig der Sitzungsvorlage für die erneute Auslegung zuzuordnen, weshalb es sich 
weiterhin nur um die Entwurfs-Fassungen der Unterlagen handelt. 
 
Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist sind die Unterlagen zur Bauleitplanung unter 
www.wertheim.de (Aktuelles/Bekanntmachungen/Auslegungen) sowie unter  
https://www.uvp-verbund.de/kartendienste (Verfahrenstyp: Bauleitplanung; Baden-
Württemberg; Wertheim; Bauleitpläne im Beteiligungsverfahren) einsehbar. 
 
Als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit werden die Unterlagen zur 
Bauleitplanung zusätzlich in der Stadtverwaltung Wertheim, Referat 41 (Stadtplanung, 
Umwelt- und Klimaschutz), 3. OG, Flur gegenüber Zimmer 326, Mühlenstraße 26, 97877 
Wertheim, während der Dienststunden öffentlich ausgelegt. 
 



Äußerungen zur Planung können von der Öffentlichkeit (hierzu zählen auch Kinder und 
Jugendliche) während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden. 
 
Datenschutz 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e DSGVO – Datenschutz-Grundverordnung i. V. m. §§ 3 und 4a BauGB und dem 
Landesdatenschutzgesetz (LDSG Baden-Württemberg). Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne 
Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche 
Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im Internet veröffentlicht wird 
sowie öffentlich ausliegt. 
 
Die nachfolgend aufgeführten umweltbezogenen Informationen sind verfügbar: 
 
Umweltbericht der Wagner + Simon Ingenieure GmbH vom 14.05.2025 

• In den Flächen entsteht ein Solarpark.  Ackerflächen werden als Grünland eingesät und 
mit Modulen überstellt.  Für einige Arten, insb. Offenlandbrüter, gehen die Flächen 
möglicherweise als Lebensraum verloren, für viele andere entsteht durch die 
vorgesehene Eingrünung und Pflege ein neuer, hochwertiger Lebensraum 

• Beim Bau von Nebenanlagen, Wegen und Zufahrten gehen die Bodenfunktion 
kleinflächig ganz oder teilweise verloren.  Die überbaute Fläche ist klein. Durch die 
Extensivierung der Bodennutzung werden sich Bodenfunktionen erholen, durch die 
dauerhafte Begrünung wird der Erosionsschutz verbessert 

• Trotz der umgebenden Waldflächen, die die Einsicht in das Gebiet mindern, stellt die 
großflächige Anlage einen Eingriff in das Landschaftsbild dar 

• Es sind Maßnahmen zur Vermeidung nachteiliger Umweltauswirkungen und zum 
Ausgleich von naturschutzrechtlichen Eingriffen vorgesehen.  Diese werden als 
Festsetzungen oder als Hinweis auf gesetzliche Vorgaben in den Bebauungsplan 
aufgenommen 

• Die Eingriffe in das Schutzgut Pflanzen und Tiere können durch die Begrünung der 
Modulflächen und Randbereiche innerhalb des Geltungsbereichs vollständig 
ausgeglichen werden. Der Eingriff in das Schutzgut Boden durch kleinflächige 
Versiegelungen und das Anlegen von Schotterflächen wird durch die Herstellung eines 
Erosionsschutzes in den übrigen Flächen ausgeglichen 

• Der verbleibende Eingriff im Schutzgut Landschaftsbild kann schutzgutübergreifend 
durch die Anrechnung eines Teils des Biotopwertgewinns ausgeglichen werden 

• Im Regionalplan sind die Flächen vorwiegend als Vorbehaltsgebiet für die Erholung und 
randlich als Vorranggebiet für die Erholung sowie Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft 
dargestellt. Der Regionalplan wird derzeit geändert (Vorbehaltsgebiet Photovoltaik) 

• Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit der Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie 
kann durch Vermeidungsmaßnahmen vermieden werden.  Für Feldlerche werden 
Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) erforderlich.  Für die 
Zauneidechse werden Vermeidungsmaßnahmen erforderlich 

• Im Umweltbericht werden Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen, die 
sich aus der Umsetzung des Bebauungsplans ergeben, festgelegt 

 
 
 



Der Mensch, seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Rd. 26 ha Ackerland gehen zur landwirtschaftlichen Nutzung verloren. Die Flächen 

stehen für die Dauer der Anlagennutzung zur Nahrungs- und Futtermittelgewinnung 
nicht zur Verfügung. Die Fläche wird von einem Betrieb bewirtschaftet und es ist 
damit nur ein landwirtschaftlicher Pächter betroffen. Hinweise auf einen Härtefall 
oder eine Gefährdung des Gesamtbetriebs durch den Verlust der Anbauflächen gibt 
es nicht 

o Negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit infolge der Planung sind 
weder während der Bau- noch der Betriebsphase zu erwarten 

• Entwurf zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim vom 
17.10.2024 – Begründung der arc.grün landschaftsarchitekten.stadtplaner.gmbh 

• Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024 – Begründung – Teil 1 der arc.grün 
landschaftsarchitekten.stadtplaner.gmbh 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 17.10.2024 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 
Protokoll der öffentlichen Ortschaftsratssitzung in Reicholzheim (11.09.2024; lfd. Nr. 7):  
o Thema „Sichtbarkeit der PV-Anlage“; Eventuelle Pläne zur finanziellen 

Bürgerbeteiligung; Zugänglichkeit des Wander-/Radwegs 
Regionalverband Heilbronn-Franken (02.10.2024; lfd. Nr. 13):  
o Lage des Plangebietes innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für Erholung 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 29.04.2025 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Landwirtschaftsamt (20.01.2025; lfd. Nr. 5.2): 
o Bedenken aufgrund der Bedeutung landbauwürdiger Flächen, jedoch Zurückstellung 

im Zuge der Energiewende (agrarstrukturelle Belange wurden durch Standortwahl, 
Rückbauverpflichtung und Festlegung der Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt) 

 

Pflanzen und Tiere / Biologische Vielfalt / Artenschutz 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Teilweise werden aus Ackerflächen Blühstreifen und Wiesenstreifen entlang der 

Waldränder. Dort entstehen großflächig neue Lebensräume 
o Ein kleiner Flächenanteil wird mit Nebenanlagen bebaut bzw. als Wege angelegt 
o In der Bauphase kann es zudem insb. durch Lärm und Bewegungsunruhe (Zu- und 

Abfahrt, Bautätigkeiten) zu temporären, kurzfristigen Störungen der Tierwelt 
kommen, die auch über die Grenzen des Geltungsbereichs hinaus wirken können 

o Insgesamt wird die biologische Vielfalt im Geltungsbereich zunehmen, insb. im 
Hinblick auf Pflanzen, Insekten und Kleinsäuger 

• Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024: Textliche Festsetzungen und Hinweise der 
arc.grün landschaftsarchitekten.stadtplaner.gmbh sowie der Fachbeitrag Artenschutz 
der Wagner + Simon Ingenieure GmbH sowie der Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung der Wagner + Simon Ingenieure GmbH 

• Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung, Bestandsplan vom 
Oktober 2024 der Wagner + Simon Ingenieure GmbH 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 17.10.2024 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 

 
 



Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Naturschutz (01.10.2024; lfd. Nr. 12): 
o Anpassung der CEF-Maßnahme für die Feldlerche: Erweiterung der 

Maßnahmenfläche um 5 m nach Norden auf eine Gesamtbreite von 20 m 
o Der Ökopunktewert für den Biotoptyp „Fettwiese mittlerer Standorte“ wird von 15 

auf 13 Ökopunkte reduziert 
Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Wirtschaft und Infrastruktur  
(18.10.2024; lfd. Nr. 15): 
o Das Plangebiet ragt in den Randbereich eines Vorranggebiets für Naturschutz und 

Landschaftspflege 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Forstamt (01.10.2024; lfd. Nr. 12):  
o Aus Sicht der unteren Forstbehörde ist der nach LBO geforderte Abstand von 30 m 

zwischen Wald und der geplanten Sonderbaufläche „Photovoltaik Klettenacker 
Bronnbach“ einzuhalten (Trotz fehlender gesetzlicher Grundlage zum Waldabstand 
von PV-Anlagen wurde der Empfehlung des Forstamts Rechnung getragen und der 
Abstand der Baugrenze und damit der PV-Module sowie erforderlicher 
Nebenanlagen, zum Waldrand auf 30 m erhöht) 

Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 8- Forstdirektion, Referat 83 
(02.10.2024; lfd. Nr. 14): 
o Auf Grundlage des aktuellen Planungsstandes bestehen keine forstrechtlichen 

Genehmigungspflichten 
o Anmerkungen zum Abstand zwischen Wald und geplanter Sonderbaufläche 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 29.04.2025 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 
Kreisjägervereinigung Wertheim e. V. (06.01.2025; lfd. Nr. 4): 
o Vereinbarkeit des Gedankens der Schaffung eines artenreichen Lebensraums mit 

dem Gedanken einer Beweidung durch Schafe (insgesamt kann mit der Planung 
durch die Extensivierung eine Aufwertung des Lebensraums für Pflanzen und Tiere 
geschaffen werden) 

o Empfehlung von Durchschlüpfmöglichkeiten im Zaun für Rehwild u. ä. (Konflikt mit 
potenzieller Beweidung, Bedenken bzgl. Tierschutz) 

Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 8- Forstdirektion, Referat 83 in Abstimmung mit der 
unteren Forstbehörde am Landratsamt Main-Tauber-Kreis (16.01.2025; lfd. Nr. 7.1): 
o Befürwortung der Erhöhung des Waldabstands und der möglichst nahen 

Positionierung der Zaunanlage an den PV-Modulen 
 
Fläche und Boden 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Kleinflächig werden die Böden für Nebenanlagen überbaut und versiegelt bzw. 

Wege angelegt. Bodenfunktionen gehen hier ganz oder teilweise verloren. Ein 
großer Teil der Fläche wird mit Solarmodulen überstellt. Für die Dauer der 
Anlagennutzung werden die Böden weniger intensiv bewirtschaftet. Das wird sich 
positiv auf die Bodenfunktionen auswirken 

o Bei den Beeinträchtigungen des Bodens handelt es sich überwiegend um direkte 
Wirkungen (Versiegelung, Verdichtung), die sich ständig oder zumindest langfristig 
auf die Funktionen der betroffenen Böden auswirken 

o In der Nutzungsphase wird es zu keinen erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens 
kommen, die über die anlage- bzw. baubedingten Wirkungen hinausgehen. Für die 
Dauer der Anlagennutzung werden die Flächen im Bereich des SO und der privaten 



Grünflächen extensiv genutzt bzw. gepflegt und nur noch selten befahren. Die 
extensive Nutzung wirkt sich positiv auf die Bodenfunktionen aus. Der 
Erosionsschutz wird erhöht 

o Die Flächenbilanz zeigt die Änderung der Nutzung der natürlichen Ressource Fläche 
im Gebiet 

• Entwurf zum Bebauungsplan vom 17.10.2024: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
sowie der Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-Ausgleichs-Untersuchung 

• Entwurf zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim vom 
17.10.2024 – Begründung 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 17.10.2024 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 
Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9- Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
Referat 91 (23.09.2024; lfd. Nr. 6):  
o Erforderlichkeit eines Bodenschutzkonzeptes und Empfehlung einer 

Baugrunduntersuchung (ein Baugrundgutachten ist bereits beauftragt) 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Landwirtschaftsamt (26.09.2024; lfd. Nr. 9): 
o Laut Digitaler Flurbilanz von 2022 ist die überplante Fläche als Vorbehaltsflur I 

ausgewiesen. Die Vorbehaltsflur I umfasst landbauwürdige Flächen (gute Böden) 
und Flächen, die wegen ihrer ökonomischen Standortgunst für den Landbau wichtig 
und deshalb der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten sind. Fremdnutzungen 
sollen ausgeschlossen bleiben 

o Die Aufnahme einer Rückbauverpflichtung im späteren Bebauungsplan wird 
begrüßt 

o Das Landwirtschaftsamt stellt seine Bedenken im Zuge der Energiewende zurück 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Bodenschutz/Altlasten (01.10.2024; lfd. Nr. 12): 
o Erforderlichkeit eines Bodenschutzkonzeptes 

• Stellungnahmen aus der Abwägungstabelle vom 29.04.2025 mit Angabe des Datums der 
Stellungnahme und deren laufender Nummer in der Abwägungstabelle: 
Landratsamt Main-Tauber-Kreis, Landwirtschaftsamt (20.01.2025; lfd. Nr. 5.2): 
o Bedenken aufgrund der Bedeutung landbauwürdiger Flächen, jedoch Zurückstellung 

im Zuge der Energiewende (agrarstrukturelle Belange wurden durch Standortwahl, 
Rückbauverpflichtung und Festlegung der Ausgleichsmaßnahmen berücksichtigt) 

Regierungspräsidium Freiburg, Abt. 9- Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
Referat 91 (10.01.2025; lfd. Nr. 8.1): 
o Empfehlung, die notwendigen Kabelverlegungen, die öfters auch außerhalb der 

Betriebsfläche stattfinden, bereits im Bodenschutzkonzept mit zu berücksichtigen 
(dies ist nicht Regelungsinhalt des Bebauungsplans; Auflagen für die Kabeltrasse 
werden im Rahmen der Genehmigung für diese berücksichtigt) 

 
Wasser 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Nur sehr kleine Fläche werden für Nebenanlagen überbaut oder z.B. als Zufahrten 

geschottert. Die Flächen unter den Modultischen werden vor Niederschlag 
abgeschirmt 

o Niederschlag kann zwischen den einzelnen Modultischen hindurchfließen oder an 
der Modultischunterkante abtropfen. Kleinräumig kann es daher zu trockeneren 
und feuchteren Bereichen kommen. Der Gesamtwasserhaushalt des Gebiets 



verändert sich aber nicht merklich, die Grundwasserneubildungsrate nimmt nicht 
bemerkbar ab 

o Auswirkungen auf die Gewässer sind nicht zu erwarten 

• Stellungnahme des Landratsamts Main-Tauber-Kreis, Abwasserbeseitigung vom 
01.10.2024 (Abwägungstabelle vom 17.10.2024, lfd. Nr. 12):  
o Die Niederschlagswasserbeseitigung hat schadlos zu erfolgen 

 

Luft und Klima 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Die überbaute und versiegelte Fläche ist sehr klein. Unter bzw. zwischen den 

Modulreihen wird sich die Luft anders erwärmen bzw. abkühlen als bisher. Das 
Kleinklima verändert sich. Insgesamt wird sich die klimatische Situation im 
Landschaftsraum aber nicht merklich verändern. Erhebliche Umweltauswirkungen 
sind nicht zu erwarten 

o Im Kapitel 4 werden die Auswirkungen des Vorhabens auf das Klima und den 
Klimaschutz genauer beleuchtet 

• Stellungnahme des Regierungspräsidiums Stuttgart, Stabsstelle Energiewende, 
Windenergie und Klimaschutz (StEWK) vom 01.10.2024 (Abwägungstabelle vom 
17.10.2024, lfd. Nr. 10):  
o Es wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus 

Sicht der StEWK weiterhin zu begrüßen ist 

• Stellungnahme des Regierungspräsidiums Stuttgart, StEWK vom 16.01.2025 
(Abwägungstabelle vom 29.04.2025, lfd. Nr. 9.1): 
o Mit der Planung des Sondergebietes Photovoltaik mit einer Gesamtfläche von 27,2 

ha soll die planungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer 
Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaffen werden. Hierdurch wird ein wirksamer 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus Sicht der StEWK zu 
begrüßen ist 

 
Landschaft 

• Umweltbericht vom 14.05.2025 
o Es entsteht ein von Solarmodulen und der Umzäunung geprägtes Gebiet, das z. T. 

auch aus weiterer Entfernung sichtbar sein wird. Die Landschaft wird technisch 
überprägt 

o Im Nordwesten werden Modulreihen zurückgenommen, um eine Einsicht von den 
Reicholzheimer Weinbergen weiter zu reduzieren. Zudem wird dadurch die 
Beeinträchtigung des Ausblicks vom Aussichtspunkt Dickbuckel reduziert 

o Es verbleiben aber Eingriffe, die durch Anrechnung eines Anteils des 
Biotopwertüberschusses ausgeglichen werden 

• Entwurf zur Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans 89 der Stadt Wertheim vom 
17.10.2024 – Begründung 

 
Kultur- und sonstige Sachgüter 

• Umweltbericht vom 14.05.2025: Es sind keine erheblich negativen Auswirkungen auf 
Kultur- und Sachgüter zu erwarten 

 
 
 



Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

• Umweltbericht vom 14.05.2025: Erhebliche negative Auswirkungen, über die bei den 
Schutzgütern bereits genannten hinaus, sind nicht zu erwarten 

 
Wirkungsgefüge zwischen biotischen und abiotischen Faktoren 

• Umweltbericht vom 14.05.2025: Da die versiegelte Fläche nur sehr klein ist, sind die 
Auswirkungen kaum merklich 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass 
1. Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden 

können 
2. Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf 

anderem Weg abgegeben werden können 
3. nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die 

Bauleitpläne und die örtlichen Bauvorschriften unberücksichtigt bleiben können 
4. zusätzlich zur Veröffentlichung der Unterlagen im Internet, als andere leicht zu 

erreichende Zugangsmöglichkeit, die öffentliche Auslegung der Unterlagen in der 
Stadtverwaltung Wertheim, Referat 41 (Stadtplanung, Umwelt- und Klimaschutz), 3. OG, 
Flur gegenüber Zimmer 326, Mühlenstraße 26, 97877 Wertheim, während der 
Dienststunden besteht 

5. eine Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Absatz 2 des 
UmwRG gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen 
ist, die sie im Rahmen der Veröffentlichungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können 

6. aufgrund der erneuten Veröffentlichung der Entwürfe der Bauleitpläne und der 
örtlichen Bauvorschriften in Bezug auf die Änderung oder Ergänzung und ihre möglichen 
Auswirkungen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird (§ 4a Abs. 3 S. 2 BauGB) 
 
 

Wertheim, 07. Juni 2025 Stadtverwaltung Wertheim 
 Referat Stadtplanung, Umwelt-  
und Klimaschutz 
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